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F ünf Litauer mussten 
sich bis gestern in 

einem zweitägigen Pro-
zess am Landesgericht 
verantworten. Ab 2019 
hatten die Männer von 
20 bis 49 Jahren eine 
regelrechte Beutetour 
durch Österreich und 
Deutschland unternom-
men. Staatsanwalt Tho-
mas Patterer sah bei zu-
mindest vier der Litauer 
eine kriminelle Verei-
nigung und Beuteschä-
den weit im sechsstel-
ligen Bereich. In Tirol 
war die Bande vor allem 
durch ihre Einbrüche 
in die Bergbahnen in 
Ellmau, St. Johann oder 
Lienz aufgefallen. Dort 
waren jeweils die Tre-
sore aufgeflext worden. 
Über das Abdrehen von 
Schlosszylindern waren 
die vor Richter Gerhard 
Melichar teils Gestän-
digen indes in Geschäf-
te eingedrungen. Dort 
hatten sie es vor allem 
auf teure E-Bikes ab-
gesehen. Akri bische 
Polizeiarbeit brach-
te DNA-Treffer zutage. 
Haftstrafen von 34 Mo-
naten für die Rädelsfüh-
rer bis zu 12 Monaten 
(acht Monate davon be-
dingt) für einen 20-jähri-
gen Handlanger wurden 
sofort angenommen – 
Ankläger Patterer über-
legt aber noch.

Ü ber Jahre hing ei-
ne Anklage wegen 

Verletzung des Amts-
geheimnisses wie ein 
Damoklesschwert über 
dem Haupt eines Tiroler 
Polizisten. So war ihm 
einst von der Korrupti-
onsstaatsanwaltschaft 
der Verrat von Dienst-
lichem – und da sogar 
einer bevorstehenden 
Razzia – vorgeworfen 
worden. Adressat: ein 
sehr guter Bekannter 
des Beamten, welcher 
sich später in einem Fall 
von Pokerspiel samt 
Kokainstraßen wieder-
gefunden hatte. Rich-
ter Norbert Hofer kam 
nach Analyse abge-
hörter Gespräche aber 
zum Schluss, dass es 
wohl Informanten bei 
der Polizei in Richtung 
Pokerrunde gegeben 
haben müsse, aber es 
sich dabei aufgrund der 
Gesprächslogik nicht 
um den Angeklagten 
gehandelt hatte. Unter 
Tränen Anwesender er-
ging ein rechtskräftiger 
Freispruch. (fell)

Gerichtssplitter

Beutetour 
endete im 
Gefängnis

Sportgeschäfte und Bergbah-
nen waren Tatorte. Foto: Böhm

Von Reinhard Fellner

Innsbruck, Wien – Ein bis 
heute unbescholtener Inns-
brucker Wissenschafter war 
seit 2019 nunmehr schon 
zweimal auf recht ungewöhn-
liche – und letztlich unerfreu-
liche – Weise  mit der Exekuti-
ve in Kontakt gekommen. Die 
Justiz und zuletzt nun auch 
die Datenschutzbehörde be-
freiten den jungen Forscher  
aber aus den Fängen einstiger 
Ermittlungstätigkeiten.

Den Anstoß für diese hatte 
er im Jahr 2018 wohl selbst 
gegeben. Damals hatte er ge-
genüber einer Polizeistreife 
den Besitz von 16,5 Gramm 
Cannabis zugegeben. Auf-
grund der Menge und Eigen-
konsums war aber gleich der 
Rücktritt von der Strafverfol-
gung erklärt worden. 

Ein Jahr später dann war es 
zu einer geradezu aberwitzi-
gen Konstellation gekommen. 
So hatte die Wohnungstüre 
des Mannes Einbruchsspu-
ren aufgewiesen. Im Beisein 
von Streifenpolizisten hatt e 
ein Nachbar diese darauf mit 
einem „Besuch“ von Zivilpo-
lizisten erklärt. Für alle An-
wesenden verwunderlich: An 
der Türe befand sich weder 
ein Klebeband oder eine Kar-
te, noch wurde der Betroffe-
ne sonstwie von dem „Haus-
besuch“ informiert. Als der 
Verdächtige den zuständigen  
Polizisten schließlich erreicht 
hatte, erfuhr er zum ersten 
Mal, dass er Beschuldigter in 
einem Strafverfahren sei und 
nun vorbeikommen müss e, 
skizzierte Strafverteidiger 
Friedrich Hohenauer die 
Amtshandlung.

Nach erkennungsdienstli-
cher Behandlung erfuhr der 
Innsbrucker dann, dass er 
im Verdacht des Cannabis-
handels stehe. Fast 1,3 Kilo-
gramm sollte er in 31 Mona-
ten verkauft haben. 

Grund: In einem Prozess 
war aufgekommen, dass das 

Handy eines Amtsbekann-
ten den Forscher als Abneh-
mer aufgelistet hatte. Kon-
takt zum wirklichen Dealer 
könnte es laut Anwalt Hohen-
auer über ein Online-Spiel 
tatsächlich gegeben haben. 
Darauf muss der Name des 
Forschers in das Handy-Ad-
ressbuch des bereits Verur-
teilten gekommen sein. Die-
ser hatte dann übrigens auch 
im Suchtgiftprozess gegen 
den Wissenschafter als Zeuge 
unter Wahrheitspflicht klar-
gestellt, dass der ehemalige 
Spielpartner mit seinen Dro-
gengeschäften nichts zu tun 
gehabt hatte.

Ein Freispruch man-
gels Schuldbeweises erging 
rechtskräftig. Darauf be-
antragte RA Hohenauer im 

Apri l 2020 für den attestiert 
zu Unrecht in Verdacht ge-
ratenen Unbescholtenen 
die Löschung der gespei-
cherten Ermittlungsdaten 
bei der Polizei – schließlich 
waren in Zusammenhang 

mit einem Drogendelikt er-
kennungsdienstlich die Ab-
drücke der zehn Finger, die 
Handflächen abdrücke und 
DNA abgenommen worden. 
Zusätzlich waren Lichtbilde r 
angefertigt worden.

Wider Erwarten antwortet e 
die Landespolizeidirektion 
Tirol darauf im August je-
doch, dass man dem Antrag 
nicht nachkommen könne. 
Aufgrund zweier Vorfälle in 
kurzer Zeit habe der Mandant 
eine Affinität zu Verstößen 
gegen das Suchtmittelgesetz 
und es seien ein Rückfall oder 
weitere gefährliche Angriff e 
wahrscheinlich. Auch der 
Freispruch vermochte an der 
Erforderlichkeit der Datenver-
arbeitung nichts zu ändern. 
Anwalt Hohenauer verfasste 

darauf eine Datenschutzbe-
schwerde an die Datenschutz-
behörde der Republi k (DSB). 

Vorab: Die Polizei hat dem 
Wissenschafter nun kürz-
lich die Löschung seiner Da-
ten bekannt gegeben. Zuvor 
stellte die DSB jedoch die 
Regeln im Umgang mit er-
kennungsdienstlichen Daten 
klar: „Die Argumentation der 
Polizei fußt auf einer Gefähr-
lichkeitsprognose aufgrund 
zweier Vorfälle, deren Zu-
sammenspiel höchst proble-
matisch ist.“ Zwar wäre die 
Datenverarbeitung zum ers-
ten Vorfall (Eigenkonsum) 
wegen weiterer Ermittlungen 
noch gerechtfertigt gewesen. 
Der gerichtliche Freispruch 
befreite jedoch von den ge-
hegten Verdachtsmomenten 
– trotz „eingriffsintensiver Er-
mittlungen, wie einer Haus-
durchsuchung“, habe sich 
der Verdacht ja gerade nicht 
bestätigt. Hohenauer: „Schon 
der Verwaltungsgerichtshof 
hatte ja schon in einer Ent-
scheidung klar ausgeführt, 
dass bezüglich einer polizei-
lichen Gefährdungsprognose 
aus einer bloßen Anzeigen-
erstattung oder Verdachtslage 
keinesfalls Schlüsse in Rich-
tung eines künftigen Fehl-
verhaltens gezogen werden 
könne n.“ 

Dazu weiter die DSB: „Wei-
tere Ausführungen, weshalb 
aufgrund der Persönlichkeits-
struktur des Beschwerdefüh-
rers von künftigen Taten aus-
zugehen sei, hat die Polizei 
unterlassen. Eine weitere Ver-
arbeitung von erkennungs-
dienstlichen Daten trotz 
Freispruchs kommt für die 
Polizei zwar grundsätzlich in 
Betracht, gerade nach einem 
Freispruch mangels Schuld-
beweises muss eine Gefähr-
lichkeitsprognose aber aus-
führlich begründet werden.“ 
Für die DSB hätte die Daten-
löschung im Tiroler Fall des-
halb schon nach dem Antrag 
erfolgen müssen. 

Polizei musste Daten löschen
Die Datenschutzbehörde der Republik stellte aufgrund eines Tiroler Falls die Regeln im 

Umgang mit Ermittlungsdaten fest. Langfristiges Speichern muss notwendig sein.

Grundloses Datenspeichern verboten: Polizei darf Ermittlungsdaten nach Freisprüchen nicht einfach horten. Foto: iStock

Friedrich Hohenauer 
(Rechtsanwalt) 

„ Laut Datenschutz-
behörde hätten die 

erkennungsdienstlichen 
Daten nach dem Antrag 
gelöscht werden müssen.“
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Innsbruck – Wenige Zeilen, 
viel Aufregung: Eine im April 
am Tiroler Landhaus ange-
brachte Tafel, die an die NS-
Geschichte des Gebäudes er-
innert, sorgt für Kritik. Eine 
Umgestaltung wird gefordert.

Das Schild, beim Eingang 
des Hauses am Landhaus-
platz angebracht, ist eine der 
Reaktionen auf einen im Vor-
jahr veröffentlichten Bericht 
einer Historikerkommission. 
Dieser setzte sich detailliert 

mit der Vergangenheit des in 
der Zeit der nationalsozialis-
tischen Regimes begonnenen 
Baus und seiner Bedeutung 
für das Regime und seine 
Schergen auseinander. Mit 
der Arbeit der Wissenschafter 
und Experten habe der Text 
auf der Tafel allerdings nichts 
mehr zu tun, kritisiert Markus 
Sint, Landtagsabgeordneter 
der Liste Fritz. „Sprachlich 
holprig“ formuliert sei der 
Aufdruck. Außerdem treffe 
er den Kern der Sache nicht, 
wenn etwa über die ausfüh-
renden Planer berichtet wird. 
„Es ist im Grunde unerheb-
lich, welcher Architekt das 
alles geplant hat“, sagt Sint. 
Wichtiger sei es, die Bedeu-
tungsgeschichte zu erklären. 
„Tausende Leute gehen dort 
ein und aus und nehmen das, 

was auf der Tafel steht, für ihr 
historisches Verständnis mit.“ 
Ein Dringlichkeitsantrag der 
Liste Fritz, das Thema bereits 
im Juli-Landtag zu behan-
deln, wurde abgelehnt. Jetzt 
steht es im September auf der 
Tagesordnung.

„Die Bedenken gegen 
die von einem Mitglied der 

Experten- und Expertin-
nenkommission gewählte 
Textierung werden ernst ge-
nommen und entsprechend 
geprüft“, sagt der zuständige 
Landesrat Johannes Tratter. 
Er versichert für kommenden 
Monat „ein e breite und trans-
parente Diskussion“ und ei-
nen „auf Fachexpertisen fuß-

enden Diskurs“ im Landtag. 
Tratte r selbst verteidigt Tafel 
und Inhalt. „Mit großer Sorg-
falt und Sensibilität“ sei dies 
ausgearbeitet worden. Der 
darauf abgedruckte QR-Code 
ermögliche „einen einfa-
chen Zugang zum Bericht zur 
Landhaus-Geschichte für alle 
Interessierten“. (bfk)

Erinnerungstafel 
am Landhaus 

sorgt für Kritik 

Diese Tafel erinnert an die NS-Vergangenheit des Tiroler Landhauses in Innsbruck. Sie sei „sprachlich holprig“ 
und treffe den Kern der Geschichte nicht, sagt Markus Sint von der Liste Fritz.  Foto: Böhm

Johannes Tratter  
(Landesrat, ÖVP) 

„Die Bedenken ge-
gen die Textierung 

werden ernst genom-
men und entsprechend 
geprüft.“


